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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

2014 wurde im Nationalrat eine zwei Jahre zuvor eingereichte Motion Neirynck (cvp, VD)
beraten. Im Sinne einer Garantie des Bundes für genügend Ärztenachwuchs sollte
durch vier vorgeschlagene Massnahmen dem drohenden Ärztemangel begegnet werden.
Zwei Vorschläge betrafen einen Ausbau der Ausbildungsstätten für Mediziner, wobei die
ETH einen Studiengang anbieten sowie im Tessin eine neue medizinische Fakultät
gegründet werden sollte. Ein Vorschlag betraf eine Kostenübernahme durch eine
ausserhalb der universitären Bildung stehende Instanz, und ein weiterer betraf die
Möglichkeit des Bundes, medizinische Fakultäten in eigener Kompetenz zu leiten. Mit
Verweis auf acht weitere Geschäfte aus jüngerer Vergangenheit sollte die Regierung
abermals für das Thema Ärztemangel sensibilisiert werden. Auch in der Ratsdebatte
blieb der Bundesrat bei seiner Haltung aus der ersten Stellungnahme und beantragte
die Ablehnung der Motion. Dies, obwohl er den Handlungsbedarf in der Aus- und
Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten sehe; es seien jedoch mehrere Initiativen
bereits angelaufen, sowohl auf Bundes-, wie auch auf Kantonsebene. Der Nationalrat
liess sich jedoch nicht auf diese Argumentation ein und reichte das Anliegen mit 136 zu
44 Stimmen an die kleine Kammer weiter. Ende 2014 kam das Geschäft in den
Ständerat, dessen Kommission vorab mit 8 zu 0 Stimmen und 2 Enthaltungen die
Ablehnung beantragt hatte. Sprecherin Savary (sp, VD) gab dem Plenum zu bedenken,
dass der geforderte Massnahmenkatalog zwar gut gemeint sei, gleichwohl aber in
seinem Umfang zu weit gehe. Die Kompetenz der Ausgestaltung der Studiengänge liege
zudem bei den Kantonen. Auch sie betonte die fortgeschrittenen Arbeiten in
genanntem Bereich, namentlich die in der Zwischenzeit aufgegleiste Gründung einer
medizinischen Fakultät in der Università della Svizzera Italiana in Lugano. Der Ständerat
folgte seiner Kommission und dem Regierungsantrag und lehnte die Motion ab. 1
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1) AB NR, 2014, S 1608 f.; AB SR, 2014, S. 1312 f.
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